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Gesetzestext:   

• §§ 67 – 69 Sozialgesetzbuch (SGB) XII 

Weitere Rechtsgrundlagen: 

• Anordnung zur Durchführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

• Verordnung zur Durchführung der Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer 

Schwierigkeiten 

Weitere fachliche Vorgaben: 

• Fachanweisung zu §§ 67- 69 Sozialgesetzbuch (SGB) XII                                                                             

Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (aktuell in der 

Überarbeitung) 

Zusatzinformationen: 

• Formblatt individueller Hilfeplan  

• Liste der Dienstleistungsangebote gemäß §§ 67 – 69 SGB XII in Hamburg 

• Aufnahmebogen – Leistungen 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/BJNR302300003.html#BJNR302300003BJNG001200000
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SGB12DAnOHA2006pELS
https://www.gesetze-im-internet.de/bshg_72dv_2001/BJNR017900001.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bshg_72dv_2001/BJNR017900001.html
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/rechtliche-grundlagen/infoline/fachliche-vorgaben-und-hinweise/sgb-xii-sozialhilfe/fa-sgbii-67-69-ueberwindung-45728
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/rechtliche-grundlagen/infoline/fachliche-vorgaben-und-hinweise/sgb-xii-sozialhilfe/fa-sgbii-67-69-ueberwindung-45728
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• Änderungshistorie 

Datum Art Inhalt 

11.07.2025 Neuerlass der 
Fachanweisung 

Verfahren nach §§ 67-69 SGB XII auf Basis 
des Konzepts Housing First 
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 Fachanweisung 

A. Regelungsgegenstand und Ziele 

Die Umsetzung des Konzeptes Housing First als Leistung zur Überwindung besonderer 

sozialer Schwierigkeiten macht es notwendig, von den bestehenden fachlichen Vorgaben zu 

den §§ 67 – 69 SGB XII abzuweichen und erfordert ein besonderes Vorgehen der 

Bewilligungsbehörden bei der Rechtsanwendung.   

Das Konzept Housing First zielt auf die dauerhafte Überwindung von Obdachlosigkeit. Die 

Bereitstellung von Wohnraum, der zu Beginn des Prozesses von Personen, die zur Zielgruppe 

gehören angemietet wird, steht im Vordergrund.  

Zugleich ist die unbedingte Freiwilligkeit der Klientel sowie die direkt von der Klientel 

ausgehende Zielbestimmung zentraler Bestandteil des Konzeptes Housing First. 

Diese Bedingungen machen es notwendig, die Voraussetzungen für die Mitwirkung neu zu 

definieren und die Leitlinien für die Bewilligung der Leistungen entsprechend anzupassen.  

Diese Fachanweisung regelt die Maßgaben zur Prüfung, Bewilligung und Dokumentation von 

Dienstleistungen gemäß §§ 67 - 69 SGB XII, Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer 

Schwierigkeiten, die auf der Basis des Konzeptes Housing First erbracht werden und stellt 

damit die einheitliche und sachgerechte Leistungsgewährung dieses Leistungssegmentes 

sicher.  

Ziel ist die Überwindung bestehender besonderer sozialer Schwierigkeiten, die sich aus einer 

Verknüpfung von besonderen Lebensverhältnissen mit sozialen Schwierigkeiten ergeben. 

Zielgruppe sind Personen, die mit diesen vielschichtigen Problemlagen belastet sind und sie 

nicht aus eigener Kraft bewältigen können.  

Besondere soziale Schwierigkeiten unterscheiden sich von sogenannten allgemeinen 

Lebenskrisen wie z. B. Erwerbslosigkeit, wirtschaftlichen Schwierigkeiten, Krankheiten oder 

familiären Problemlagen (Trennung) etc., dadurch, dass es zu länger andauernden 

erheblichen Einschränkungen der Möglichkeit zu Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft 

kommt. (Anlage 1, Übersicht besondere Lebensverhältnisse/soziale Schwierigkeiten). 

Identitätsmerkmale, wie Alter, soziale Herkunft, Geschlecht, Geschlechtsidentität, Ethnizität 

und Nationalität sind keine Merkmale besonderer sozialer Schwierigkeiten.                                                                               

Mit der Normalisierung der besonderen Lebensverhältnisse soll die Überwindung der damit 

verbundenen sozialen Schwierigkeiten einhergehen. Die leistungsberechtigten Personen sind 

so zunehmend in der Lage, ihren Alltag selbständig zu bewältigen, am Leben in der 

Gemeinschaft teilzunehmen sowie ein menschenwürdiges Leben zu führen. 

Das Konzept Housing First setzt ebenfalls bei der Normalisierung besonderer 

Lebensverhältnisse an. In Hinblick auf die Wirkung, die der Veränderung von belastenden 

Lebensverhältnissen zugeschrieben wird, korrespondieren die Hilfen zur Überwindung 

besonderer sozialer Schwierigkeiten und das Konzept Housing First in besonderer Weise 

miteinander.  

Die Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten auf der Basis des Konzeptes 

Housing First beginnt mit der Überwindung (Bewältigung) der bestehenden Obdachlosigkeit, 

die für leistungsberechtigte Personen in jedem Fall eine sofortige Verbesserung darstellt und 

weitere positive Entwicklungen eröffnet. 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/BJNR302300003.html#BJNR302300003BJNG001200000


Fachanweisung Housing First   

 

 Seite 6 von 12 Stand: 30.01.2026  
 

Im Weiteren kann, sofern die Überwindung (Bewältigung) der besonderen sozialen 

Schwierigkeiten nicht im vollen Umfang möglich ist, die Milderung (richtet sich auf die teilweise 

Befriedigung des Hilfebedarfs, sofern das Ziel aus objektiven und/oder subjektiven Gründen 

nicht vollständig erreicht werden kann) oder aber die Verhütung von Verschlimmerung 

(mildernden Maßnahmen, die ein erreichtes Durchgangsstadium aufrechterhalten sollen) zum 

Ziel der Leistung werden. 

B. Beteiligte und Aufgaben 

• Leistungsberechtigte Person:  

Sie melden ihren Bedarf bei einem Leistungserbringenden an. 

 

• Leistungserbringende:                                                                                                              

Es handelt sich hier ausschließlich um solche, die eine Vereinbarung gemäß § 76 

SGB XII über Leistungen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten auf 

der Basis des Konzeptes Housing First abgeschlossen haben:    
                                                                                                                                                                       

Der Leistungserbringende führt die Maßnahmen gemäß § 68 SGB XII durch und 

unterstützt die leistungsberechtigte Person unter Verwendung eines Aufnahmebogens 

bei der Erlangung einer Bewilligung  

 

• Trägerin der Sozialhilfe:     

Sie stellt den Leistungsbedarf und -anspruch auf Basis des Aufnahmebogens fest, 

bewilligt die beantragte Leistung und dokumentiert den Leistungsprozess.  

C. Fachliche Vorgaben 

I. Zuständigkeit 

Die Zuständigkeit für die Prüfung, Bewilligung und Dokumentation der Dienstleistungen nach 

§§ 67 – 69 SGB XII obliegt der Trägerin der Sozialhilfe und ergibt sich aus § 101 SGB XII in 

Verbindung mit der Anordnung zur Durchführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 19. 

September 2006 in der jeweils geltenden Fassung. 

II. Verhältnis zu anderen Leistungen 

1. Nachrang 

Leistungen nach anderen Vorschriften des SGB XII, SGB VIII und SGB IX gehen den Hilfen 

nach §§ 67 – 69 SGB XII vor. Letztere kommen nur in Betracht, sofern der Hilfebedarf nicht 

tatsächlich und vollständig durch diese anderen Leistungsangebote gedeckt wird. 

Angebote auf der Basis des Konzeptes Housing First werden in den vorrangigen 

Leistungsbereichen nicht angeboten, daher kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, 

dass der bestehende Hilfebedarf der leistungsberechtigten Person nicht tatsächlich und 

vollständig durch sie gedeckt werden kann. Der Kreis der anspruchsberechtigten Personen 

wurde vor diesem Hintergrund angepasst. (Abschnitt III.1).  

Die Eröffnung des Zugangs in vorrangige Leistungen ist ggf. Teil des Prozesses der bewilligten 

Leistungen von Housing First. 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__76.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__76.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/BJNR302300003.html#BJNR302300003BJNG001200000
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__101.html
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SGB12DAnOHA2006pELS
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SGB12DAnOHA2006pELS
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/BJNR302300003.html#BJNR302300003BJNG001200000
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In diesen Fällen ist der verbundene Einsatz der verschiedenen Leistungen nach dem SGB XII 

und anderen Leistungsgesetzen erforderlich. Hierzu gehören auch Leistungen nach dem SGB 

II und SGB III. 

2. Keine Leistungen gemäß §§ 67- 69 SGB XII 

Unterbringungsmaßnahmen nach § 3 des Gesetzes zum Schutz der öffentlichen 

Sicherheit und Ordnung (SOG) 

und 

Frauenhäuser  

sind keine Einrichtungen nach §§ 67 – 69 SGB XII. 

Für leistungsberechtigte Personen gilt dennoch: 

Maßnahmen der Gefahrenabwehr lassen den Anspruch auf Hilfe zur Überwindung besonderer 

sozialer Schwierigkeiten unberührt. 

Ambulante Maßnahmen, ohne vorübergehendes Wohnen, werden durch den Aufenthalt in 

einem Frauenhaus nicht ausgeschlossen. 

III. Voraussetzungen  

1. Anspruchsberechtigter Personenkreis 

Leistungsberechtigt sind volljährige Personen, die seit mindestens einem Jahr 

(langzeitobdachlos) in Hamburg auf der Straße leben und nach dem SGB II bzw. SGB XII 

leistungsberechtigt sind. Hierzu gehören auch Personen mit erheblichen Problemen der 

psychischen Gesundheit, problematischem Drogen- und/oder Alkoholkonsum, deren prekäre 

Situation bisher nicht über die Hilfeangebote des Regelsystems der Wohnungslosenhilfe oder 

angrenzende Leistungssysteme nachhaltig beendet werden konnte. Die Personen befinden 

sich zugleich in besonderen sozialen Schwierigkeiten, die sie selbst nicht bewältigen können.  

Leistungsberechtigt sind auch ausländische Personen gem. § 23 Abs. 1 SGB XII, die zum 

vorgenannten anspruchsberechtigten Personenkreis gehören, insbesondere 

Leistungsberechtigte mit  

•  Niederlassungserlaubnis 

• EU-Bürgerinnen und Bürger mit einem Freizügigkeitsrecht, das Leistungen nach      

§ 23 Abs. 3 SGB XII nicht ausschließt  

•  Anerkennung als Asylberechtigte 

•  Anerkennung als Flüchtlinge nach Genfer Konvention 

Nicht leistungsberechtigt sind: 

• Personen nach § 1 AsylbLG  

• Personen ohne Aufenthaltsstatus  

• Personen, die unter den § 23 Abs. 3 SGB XII fallen z.B. Zweck der Einreise - 

Arbeitssuche bzw. um Sozialhilfe zu erlangen  

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SOGHAV1P3
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-SOGHAV1P3
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/BJNR302300003.html#BJNR302300003BJNG001200000
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
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Ausgenommen sind auch Personen, 

• in akuten Problemlagen, die mit einer möglichen Selbst- oder Fremdgefährdung 

einhergehen,   

• bei denen die Kommunikations- und Absprachefähigkeit schwerwiegend 

eingeschränkt und die Eingehung vertraglicher Verpflichtungen nicht möglich ist, 

• mit schwerwiegender Einschränkung der kognitiven Fähigkeiten. 

2. Anrechnung von Einkommen 

Dienstleistungen werden gemäß § 68 Abs. 2 SGB XII ohne Rücksicht auf Einkommen und 

Vermögen erbracht. 

Bei materiellen Leistungen (Geld- und Sachleistungen) bestimmt sich der Einsatz von 

Einkommen und Vermögen nach den Vorgaben der §§ 82 bis 92a SGB XII.  

Bei Geld- und Sachleistungen bestimmt sich der Einsatz von Einkommen und Vermögen nach 

den Vorgaben der §§ 82 bis 92a SGB XII. Einkommen und Vermögen der 

Leistungsberechtigten sowie unterhaltspflichtiger Angehöriger im Sinne des  § 19 Abs. 3 SGB 

XII sind nicht zu berücksichtigen und von der Inanspruchnahme nach bürgerlichem Recht 

Unterhaltspflichtiger ist abzusehen, sofern dadurch der Erfolg der Maßnahme gefährdet 

würde. 

IV. Leistungen 

1. Art und Umfang der Leistungen 

Leistungen gemäß § 68 SGB XII werden als Dienst-, Geld- und Sachleistungen gewährt.  

Die Maßnahmen werden im Wesentlichen als befristete Dienstleistungen, in Form 

kontinuierlicher Beratung, Motivierung, Begleitung, Unterstützung, Anleitung, Förderung, 

Organisation und Planung gewährt. Schwerpunktmäßig ist die Hilfe zur Überwindung 

besonderer sozialer Schwierigkeiten auf der Basis des Konzeptes Housing First als 

zugehende, aufsuchende Leistung konzipiert. 

Sofern Dienstleistungen allein nicht ausreichen, kann die Gewährung von Geld- oder 

Sachleistungen erforderlich sein. In diesen Fällen sind Geldleistungen Sachleistungen 

vorzuziehen. Gutscheine oder Sachleistungen sind auszuwählen, wenn das Ziel der 

Sozialleistung damit erheblich besser und wirtschaftlicher erreicht werden kann oder 

Leistungsberechtigte diese Form wünschen (§ 10 Abs. 3 SGB XII). 

Die Maßnahmen sollen die Umsetzung der - durch die leistungsberechtigten Person - 

beschriebenen Ziele unterstützen, Anstoß zur Entwicklung eigener Initiativen geben, in dem 

Maß und Umfang Unterstützung dort erbringen, wo sie für die Stabilisierung und 

kontinuierlichen Verbesserung der Lebenssituation sowie der Erweiterung der 

Selbsthilfepotentiale der leistungsberechtigten Person maßgeblich und notwendig sind. 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__68.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/BJNR302300003.html#BJNR302300003BJNG001500000
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__82.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__68.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__10.html
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2. Leistungserbringende 

Die Leistung wird durch Leistungserbringende erbracht, mit denen eine Vereinbarung gemäß 

§ 76 SGB XII über Leistungen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten auf der 

Basis des Konzeptes Housing First besteht. 

3. Dauer der Maßnahme 

Die Leistung gemäß §§ 67 - 69 SGB XII ist eine vorübergehende Hilfe und richtet sich nach 

dem Bedarf im Einzelfall. 

Die Erstbewilligung über Leistungen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten auf 

der Basis von Housing First wird regelmäßig über 12 Monate erteilt. 

Bei weiterem Hilfebedarf sind Weiterbewilligungen in einem Rahmen von 6 Monaten 

auszusprechen. 

Leistungen, die über einen Zeitrahmen von 24 Monaten hinausgehen, bedürfen einer 

zusätzlichen fachlichen Prüfung und Verantwortungsübernahme, empfohlen wird die 

Abteilungsleitung. 

4. Besonderheiten 

Die Erteilung einer Dringlichkeitsbestätigung der Stufe 2 für den leistungsberechtigten 

Personenkreis erfolgt, abweichend von der Fachanweisung über Hilfen für obdach- und 

wohnungslose Personen durch die bezirklichen Fachstellen für Wohnungsnotfälle, im 

schriftlichen Verfahren, ohne Einstufungsgespräch und ohne die sonst damit verbundene 

Hilfeplanung. Basis für die Erteilung der Dringlichkeitsbestätigung ist hier ebenfalls der 

Aufnahmebogen für die Bewilligung der Leistung (Anlage 2 a bzw. Anlage 2 b, zur 

Fachanweisung Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten auf der Basis des 

Konzeptes Housing First (§§ 67- 69 SGB XII).  

Die Regelungen der Kooperationsverträge mit der Wohnungswirtschaft gelten auch für den 

hier leistungsberechtigten Personenkreis, wenn die Wohnung durch einen 

Kooperationspartner vermietet wurde. 

Sofern ein Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II 

besteht, erfolgt, abweichend von der Fachanweisung zur Kooperation zwischen Jobcenter 

team.arbeit.hamburg und den Fachstellen für Wohnungsnotfälle, Anlage 1, sowohl die 

Feststellung des Bedarfs als auch die Bewilligung aller Leistungen                                                                                 

• für Unterkunft und Heizung, § 22 Abs.1, 4 SGB II 

• für Unterkunft und Heizung an U25-jährige, § 22 Abs. 5 SGB II 

• Wohnungsbeschaffungskosten, § 22 Abs. 6 SGB II 

• ggf. Mietdirektzahlungen, § 22 Abs. 7 SGB II 

• Leistungen für die Übernahme von Schulden zur Sicherung der Unterkunft gemäß 

§ 22 Abs. 8 SGB II und 

• der Erstausstattung der Wohnung gemäß § 24 Abs 3 Nr. 1 SGB II  

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__76.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/BJNR302300003.html#BJNR302300003BJNG001200000
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/rechtliche-grundlagen/infoline/fa-wohnloshilfe-45510
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/rechtliche-grundlagen/infoline/fa-wohnloshilfe-45510
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/BJNR302300003.html#BJNR302300003BJNG001200000
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/rechtliche-grundlagen/infoline/fachliche-vorgaben-und-hinweise/sgb-ii-grundsicherung-fuer-arbeitsuchende/fa-sgbii-kooperation-jobcenter-45680
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/rechtliche-grundlagen/infoline/fachliche-vorgaben-und-hinweise/sgb-ii-grundsicherung-fuer-arbeitsuchende/fa-sgbii-kooperation-jobcenter-45680
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__24.html
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unmittelbar, ohne Beteiligung einer Fachstelle für Wohnungsnotfälle, durch den Standort 

Altstadt (zuständig für Menschen ohne festen Wohnsitz) Jobcenter.teamarbeit.hamburg 

V. Verfahren 

Die Erstbewilligung erfolgt im schriftlichen Verfahren, auf die persönliche Vorsprache der 

leistungsberechtigten Person ist zu verzichten. 

Die Trägerin der Sozialhilfe bewilligt die Leistung auf Basis des Aufnahmebogens 

einschließlich der dazugehörigen Anlagen:  

• Kopie des Personalausweises/Reisepasses 

• Ggf. Kopie des Aufenthaltstitels 

• Kopie Einkommensbeleg / Leistungsbescheid über den Sozialleistungsbezug,  

für zwölf Monate. 

Für die Erstbewilligung ist kein individueller Hilfeplan erforderlich. 

Nach einer Anbahnungsphase von zwei Monaten schließen die Leistungserbringenden und 

die leistungsberechtigte Person eine Kooperationsvereinbarung, in der die wesentlichen 

Bedingungen der Zusammenarbeit dargestellt sind: 

• Voraussetzungen der Zusammenarbeit 

• Darstellung wesentlicher Leistungen der Leistungserbringenden 

• Darstellung wesentlicher Aspekte, der die leistungsberechtigte Person zur 

Zusammenarbeit beiträgt, z. B. die Bereitschaft an Beratungsgesprächen 

teilzunehmen. 

Die Leistungserbringende übermittelt die unterschriebene Kooperationsvereinbarung zeitnah 

nach Abschluss der Trägerin der Sozialhilfe. 

Die Kooperationsvereinbarung gilt als Nachweis der Mitwirkungsbereitschaft der 

leistungsberechtigten Person. 

Der Wohnraumbezug, in der Regel vier Monate nach Aufnahme der Leistung, wird der 

bewilligenden Dienststelle zeitgerecht bekannt gegeben. 

Eine Weiterbewilligung der Leistung erfolgt bei Bedarf auf der Basis eines individuellen 

Hilfeplanes, in der Regel im schriftlichen Verfahren.  

Die Weiterbewilligung der Leistung ist nicht möglich, wenn ein Wohnraumbezug nicht 

erfolgt ist.  

Zwei Wochen vor dem Leistungsende soll ein Abschlussbericht bei der Trägerin der Sozialhilfe 

vorliegen. Sofern vier Wochen nach Ende der Dienstleistung kein Abschlussbericht 

eingegangen sein, ist dieser vom Leistungserbringenden anzufordern. 

1. Gesamtplan 

In diesem Leistungssegment wird auf das Gesamtplanverfahren verzichtet. Die Erstellung 

eines Gesamtplans ist bei Leistungen auf Basis des Konzepts Housing First nicht geeignet. 
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2. Individueller Hilfeplan 

Der individuelle Hilfeplan ist vier Wochen vor Ablauf des ersten Bewilligungszeitraums durch 

die Leistungserbringenden einzureichen und damit Basis für die Weiterbewilligung. 

Der individuelle Hilfeplan wird in Abstimmung mit der leistungsberechtigten Person durch den 

Leistungserbringenden erstellt. 

D. Berichtswesen 

Die für die Berichterstattung und das Controlling durch die Sozialbehörde benötigten Daten 

werden - soweit verfügbar - aus dem Datawarehouse entnommen. 

E. Redaktionelle Änderungen 

Die Sozialbehörde wird ermächtigt, redaktionelle Änderungen vorzunehmen. 

F. Geltungsdauer 

Diese Fachanweisung tritt am 01.03.2026 in Kraft. 

Diese Fachanweisung tritt am 01.03.2036 außer Kraft. 
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 Anlagen  

Anlage 1: Übersicht besonderer Lebensverhältnisse/sozialer Schwierigkeiten 

Anlagen 2a, 2b: Formblätter Basisdaten Dringlichkeitsbestätigung 

(Einzelperson/Paar) 

 

 


